
Bundessozialgericht

- 5RK’15/80 -

Verkündet am
24. Oktober 1980

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

.............,.....;no0.000.000...-uoooooo-oooooooooou.,

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbev°llmächtigte:
ooooonoooo..ooo.....oooooooooooo,

'3 e g e n

‚............‚......‚..........■.........OOOOOODOOICOOO‚

Beklagte und Revisionsklägerin,

ProzeßbeV011mä0htigte:

00.0.0000...I......COOODDOOQOIOO,

und

..............ODOQOOOCO......O...

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 2’]‚ Oktober 4980 in Berlin

für Recht erkannt:
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Die RevisünlderBeklagten gegen das Urteil des Sozialge-

richts Augsburg vom 18. Januar 1980 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger auch die Kosten des Revi-

sionsverfahrens zu erstatten.

G r ü n d e :

Streitig ist, ob bei einem freiwilligen Mitglied der_ge—

setzlichen Krankenversicherung die Beschädigten—Grundrente

nach dem Bundesversorgung3gesetz (BVG) als Grundlohn.zuba—

rücksichtigen ist.

Der Kläger ist bei der beklagten Krankenkasse freiwillig

versichert. Er erhält wegen der Amputation des rechten

Oberarms eine Grundrente nach einer Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (MdB) um 70 vH. Unter Berücksichtigung dieser

Rente als Grundlohnerhöhte die Beklagte den Krankenver-

sicherungsbeitrag des Klägers für die Zeit ab 1. Januar

4979 auf den Höchstbetrag. Den dagegen eingelegten Wider—

spruch des Klägers wies'sie zurück.

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte unter teilwei—

ser Aufhebung ihrer Beitragsfestsetzung verurteilt, den

Beitrag des Klägers ohne Berücksichtigung der Grundren—

te einzuheben. Es hat zur Begründung ausgeführt; Ob eine

Geldleistung der Kriegsepferver50rgung eine "Einnahme

zum Lebensunterhalt" iS des 5 480 Abs 4 der Reichsver-
sicherungsordnung (EVO) sei, hänge nicht von ihrer Ver—
wendbarkeit, sondern von ihrer Zweckbestimmung ab. Die

Grundrente habe den Zweck, den immateriellen Schaden

auszugleichen, der durch kriegsbedingte Ereignisse

eingetreten sei und fortdauere. Sie habe dagegen nicht
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zum Ziel, zur Sicherstellung des Lebensunterhalts des Be—

schädigten beizutragen,

Mit der zugelassenen Revision rügt die Beklagte eine unrich-

tige Anwendungdes 5 180 Abs 4 RVG: Die Grundrente diene
dem Lebensunterhalt, soweit sie Mehraufwendungen infolge der
Schädigung ausgleichen solle. Deshalb werde die Grundrente

index‘höchstrichterlichen Rechtsprechung bei der Beurtei-

lung von wirtschaftlichen Verhältnissen Beschädigter be-

rücksichtigt. Bei der Feststellung der Bemessungsgrundlage

für die Beiträge von freiwillig Versicherten komme es eben-

falls auf die wirtschaftlichen Verhältnisse an.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 18. Januar

1980 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten kostenpflichtig zurückzuweisen.

Er macht insbesondere geltend, daß in der Kriegsopferversor—

gung die Ausgleichsrente und der Berufsschadensausgleich als

Leistungen zum Lebensunterhalt vorgesehen seien. Die Grund-

rente verfolge dagegen den Zweck, schädigungsbedingte Mehr-

aufwendungen auszugleichen. Sie stehe daher nicht für den

Lebensunterhalt zur
Verfügung, sie könne deshalb auch nicht

zur Deckung von Versicherungs— und allgemeinen Krankheits—

kosten herangezogen werden.

II

Die Sprungrevision der Beklagten ist unbegründet.
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Das SG hat zutreffend entschieden, daß die Beschädigten—

Grundrente nach dem BVG in der gesetzlichen Krankenversiche-

rung nicht dem Grundlohn eines freiwillig Versicherten hin—

zugerechnet werden darf.-Für die versicherungspflichtigen

Mitglieder ergibt sich das eindeutig aus dem Gesetz. Der

Grundlohn, nach dem sowohl die baren Leistungen der Kassen,

mit Ausnahme des Krankengeldes, als auch die Beiträge zur

Krankenversicherung bemessen werden (5 180 Abs 1 Satz 2 und
5 585 Abs 4 Satz 1 Halbs 1 RVG), ist gemäßder allgemeinen
gesetzlichen Regelung lediglich aus dem Arbeitsentgelt des

Versicherten zu ermitteln (5 180 Abs 1 Satz 2 RVG). Die

Sonderregelungen für bestimmte Gruppen von Pflichtmitgliedern

lassen es ebenfalls nicht zu, die Beschädigten—Grundrente

der KGVin den Grundlohn einzubeziehen (Vgl zB 5 180 Abs 1a,
Aos 5a und Abs 5b, 5 585 Abs 2 RVG, € 4 des Gesetzes über

die Sozialversicherung Behinderter). Obwohl die Regelung
für die freiwillig Versicherten nicht in gleicher Weise

eindeutig ist, kann aus ihr nicht gefolgert werden, daß

sich der Grundlohn dieser Versicherten auch auf die Beschä-

digten-Grundrente erstreckt.

Nach % 180 Abs 4 Satz 1 BVD in der ab 1. Juli 1977 gelten—

den und daher hier anzuwendenden Fassung (Art 1 5 1 Nr 5
des Krankenversicherungs—Kostendämpfungsgesetzes -KVKG-

vom 27. Juni 1977, BGBl I 1069) sind bei.freiwillig Ver—

sicherten neben dem Arbeitsentgelt auch die "sonstigen Ein—

nahmen zum Lebensunterhalt" zu berücksichtigen. Was zu diesen

Einnahmen zählt, wird im Gesetz selet nicht näher erläu-
tert. Die Gemeinsamen Vorschriften für die Sozialversiche-

rung im Sozialgesetzbuch vom 25. Dezember 1976 -SGB IV-

(BGB1 I 5845) enthalten insoweit keine Begriffbbestimmung.
Ihnen ist nur zu entnehmen, daß sich der Grundlohn eines

freiwilligversicherten nicht nur aus Einkünften iS des

Einkommensteuerrechts ergibt; diese Einkünfte sind in 5 16
SGB IV unter dem Begriff des Gesamteinkommens zusammenge-

faßt, bei der Neufassung des 5 180 Abs 4 BVDdurch das

_5_
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erst nach dem SGB IV erlassenen KVKG ist aber der Begriff des

Gesamteinkommens bewußt nicht verwendet werden. Die Neufassung

des 5 180 Abs 4 EVO geht auf einen Vorschlag des Bundestags—
ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zurück, wobei der

Ausschuß zur Erläuterung ausgeführt hat, daß mit dem hier ver-
wendeten Begriff der Einnahmen alle wiederkehrenden Bezüge

und geldwerten Zuwendungen — unvermindert um gesetzliche Ab—

züge — gemeint sind, zB die Einkünfte, die ein Unternehmer

aus seinem Geschäftsbetrieb zur Bestreitung des Lebensunter—

halte für sich und seine Familie erzielt oder entnimmt, Ein—

nahmen aus Kapitalvermögen, den Zahlbetragvon Leibrenten sowie

Hilfen zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz

—BSHG— (BT-Drucks 8/358 S 60). Diese Äußerungen im Gesetz-
gebungsverfahren bestätigen, worauf bereits der Wortlaut des

Gesetzes ("Einnahmen zum Lebensunterhalt") hinweist, daß sich

der Grundlohn eines freiwillig Versicherten nicht auf die Ein—

künfte iS des Einkommensteuerrechts beschränkt. Dem Gesetzes—
wortlaut ist aber andererseits auch zu entnehmen, daß nicht

alle Einnahmen, sbndern nur solche dem Grundlohn zuzurechnen

sind, die dem Versicherten zur Bestreitung seines Lebensunter—

halte zufließen. Aus dieser Zweckbestimmung ergibt sich zu-
nächst, daß als Grundlohn nur Einnahmen in Betracht kommen,

die für den Lebensunterhalt zur Verfügung stehen.

Dem gesetzlichen Zusammenhang und der Bedeutung des Grundlohns

ist_ferner zu entnehmen, daß 5 180 Abs 4 BVD nur Einnahmen
erfaßt, die für den a l l g e m e i n e n Lebensunterhalt

bestimmt sind, nicht dagegen solche, die einen besonderen

schädigungs— oder behinderungsbedingten Mehrbedarf abdecken

sollen. Dafür spricht schon der gesetzliche Bezug zum
Arbeitsentgelt.„

“
Die Krankenversicherungspflicht wird im

Regelfall durch eine versicherungspflichtige Beschäftigung

begründet. Der Grundlohn beschränkt sich dann auf das Ar-

beitsentgelt. Die freiwillige Krankenversicherung setzt ein

Arbeitsentgelt nicht voraus; für sie bedurfte es daher einer

ergänzenden Regelung. Die bei der freiwilligen Versicherung
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dem Grundlohn zuzurechnenden "sonstigen Einnahmen zum Lebens-

unterhalt" treten an die Stelle des fehlenden Arbeitsentgelts.

Da das Arbeitsentgelt im Gegensatz zu zweckbestimmten So—

zialleistungen, die einen besonderen Mehrbedarf abdecken,

den allgemeinen Lebensunterhalt sicherstellt, ist die Schluß-

folgerung gerechtfertigt, unter den in 5 180 Abs 4 RVG dem
Arbeitsentgelt gleichgestellten sonstigen Einnahmen nur sol—

che zu verstehen, die dem allgemeinen Lebensunterhalt zur
Verfügung stehen. Dieses Ergebnis wird auch der Bedeutung

des Grundlohns als Maßstab der Beitragsverpflichtung gerecht.

Nach dem die gesetzliche Krankenversicherung beherrschenden

Solidaritätsprinzip sind die finanziellen Lasten der Ver—

sichertengemeinschaft von den Mitgliedern entsprechend ihrer

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu tragen. Zweckbestimmte

Zuwendungen, die lediglich einen besonderen schädigungs-

oder behinderungsbedingten Mehraufwand abdecken sollen, sind

jedoch nicht geeignet, die allgemeine wirtschaftliche Lei-

stungsfähigkeit des betroffenen Versicherten gegenüber einem

gesunden Versicherten zu Verbessern. Solche Zuwendungen sind

deshalb dem Grundlohn eines freiwilligen Mitglieds ebenso-

wenig zuzurechnen wie dem Grundlohn eines anderen Mitglieds

der gesetzlichen Krankenversicherung.

Der Beschädigten—Grundrente der KGV ist nicht die Aufgabe

zugedacht, den allgemeinen Lebensunterhalt des Beschädigten

und seiner Familie sicherzustellen. Nach dem Willen des Ge—

setzgebers 8011 sie vielmehr eine Entschädigung für die kör-

perliche Beeinträchtigung sein und Mehraufwandungen und

Ausgaben, die ein gesunder Mensch nicht hat, oder den Aus-

fall von wirtschaftlichen Vorteilen aus einer Betätigung

außerhalb des Berufes unabhängig von sonstigen_Einkommen

auszugleichen (vgl Begründung zum Bundesversorgungsgesetz

vom 20. Dezember 1950 in BT—Drucks 1/1555 S 45, 45 und 56;

Begründung zum Entwurf eines Kriegsopfer-Neuregelungsge-

setzes in BT-Drucks III/1259 S 21). Im Verlaufe des Gesetz—

gebungsverfahrens zum 2. Neuregelungsgesetz vom 21. Februar

...7-
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..7-

1964 (BGBl I 85) hat der Deutsche Bundestag einem Entschließungs—

antrag zugestimmt, wonach die WeSentliche Funktion der Grund-

renten des BVG in der Abgeltung des Mehraufwandes zu sehen

ist, der den Beschädigten als Folge der Schädigung und den

Hinterbliebenen als Folge des Verlustes des Ernährers in allen
Lebenslagen erwächst (BT-Drucks IV/1851 8 13). Den allge—
meinen Lebensunterhalt sollen, sOWeit nichtfdurch das sonstige

Einkommen sichergestellt, andere Versorgungsbezüge gewährlei-

sten (BT—Drucks 1/1355 S 45 und III/1239 S 21). Ursprünglich

waren hierfür nur die Ausgleichsrente und die Familienzu—

schläge vorgesehen (55 52 ff, 41 und 47 BVG), später sind als
zusätzliche einkommensabhängige Versorgung3leistungen der

Berufsschadensausgleich für den Beschädigten (€ 50 Abs 5 und
4 BVG) und der Schadensausgleich für die Witwe (% 40a BVG)

hinzugekommen. Die Grundrente wird gemäß ihrer besonderen

Zweckbestimmung ohne Rücksicht auf sonstige Einkommen gewährt

und bei zahlreichen Sozialleistungen, welche Unterhaltsfunk—

tionen haben, von einer Anrechnungausgenommen(zB 5 25d ‚Abs 1 Satz 2 BVG,‘5 76 Abs 1 Bundessozialhilfegesetz, 5 158

Abs 5 Nr 5 Arbeitsförderungsgesetz, 5 14 Abs 1 Nr 6 und“?
Wohngeldgesetz, % 21 Abs 4 Nr 1 Berufsausbildungsförderungs—

gesetz und 5 267 Abs 2 Nr 2 Buchst a Lastenausgleichsgesetz;

BT-Drucks 1/1555, III/1259 u IV/1851 aaO), Eine unterschied-
liche Behandlung erfahren die Grundrenten beim Berufsschadens-

ausgleich; die Grundrente des Beschädigten wird seinem den

Au5gleichsbetrag mindernden Einkommen nicht hinzugerechnet,

dagegen wird die Grundrente der Witwe als Einkommen berück-

sichtigt (5 50 Abs 4, 5 40a Abs 2 BVG). Der erkennende Senat
“geht deshalb mit dem 5. Senat des BSG (BSGE 40, 225,227

= SozR‚2200 @1265 Nr 8) davnn aus, daß die Beschädigten—
Grundrente nicht dem Zweck dient, den allgemeinen Unterhalts-

bedarf des Beschädigten zu decken. Dem steht nicht entgegen,
daß die Beschädigten-Grundrente zum Erwerb Oder zur wirtschaft-

lichen Stärkung eigenen Grundbesitzes ganz oder teilweise

kapitalisiert werden kann (5 72 ff BVG). Es handelt sich hier

um eine Vergünstigung, die geeignet ist, die Benachteiligung
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des Kriegsbeschädigten im sozialen und persönlichen Bereich

zu
mildern. Aus dieser Vergünstigung kann nicht auf eine

Unterhaltsfunkti0n der Grundrente geschlossen werden. Wäre

die Grundrente eine Leistung, die den allgemeinen Lebens?

bedarf sicherstellen soll, so könnte dies gerade dafür

sprechen, eine Kapitalisierung nicht zu gewähren.

Trotz ihrer eindeutigen Zweckbestimmung wird die Beschä—

digten-Grundrente aber nicht stets außer Betracht gelassen,

SOWeit es im Sozialleistung5bereich auf die Einnahmen zum
Lebensunterhalt ankommt. Sie-wird jedoch diesen Einnahmen

„in der Regel nur dann zugerechnet, wenn auch die schädi—

gungsbedingten Mehraufwendungen auf der Bedarfsseite Be—
rücksichtigung finden. Eine solche korrespondierende Berück—

sichtigung hat_das BSG für rechtens gehalten, soweit die ge—
samten wirtschaftlichen Verhältnisse des Sozialleistunge—

‘berechtigten
von Bedeutung gewesen sind. So hat es entschie+

den, daß bei der Beurteilung der Frage, ob die Rückforde-

rung einer zu Unrecht gezahlten Rente nach 5 47 Abs 2 des
VerwaltungsverfahrensaesetzeS-KOV wegen der wirtschaftlichen
Verhältnisse des Versorgungsberechtigten vertretbar ist, die
Versorgungsgrundrente auf der Binkomménsseite ebenso

zu be—

rücksichtigen ist, wie auf der Gegenseite die besonderen
__Aufwendungen des Versorgungsberechtigten (BSGE 21, 27, 32)._

Bei der Prüfung eines Anspruchs auf Hihterbliebenenrente '

nach 5 1265 Satz 1 BVG hat das BSG einen Unterhaltsanspruch

nach dem Ehegesetz verneint, weil die Frau ihren angemes—

senen Unterhalt aus der Grund-_und Ausgleichsrente nach dem,
BVG bestreiten konnte; es ist allerdings auch hier davon
au3gegangen, daß bei der Bemessung des angemessenen Lebens-

bedarfes die schädigungsbedingten Mehraufwendungen zu berück-

sichtigen sind (BSGE 40, 225, 227). In weiteren Entschei-
dungen hat das BSG die Versorgungsbezüge ebenfalls eine
schließlich der Grundrente als Einkünfte für den Familiene

unterhalt iS des 5 4266 Abs 1 RVO gewertet, dabei aber da-
rauf hingewiesen, daß die Grundrenta auch wegen der wirt—

..9...
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schaftlichen Folgen der erlittenen Schädigungen gewährt wird

und nach 5 54 Abs 5 Nr 1 des Sozialgesetzbuches —Allgemeiner
Teil (SGB I) wegen gesetzlicher Unterhaltsansprüche grundsätz—

lich gepfändet werden kann (SozR 2200 5 1266 RVONr 6 mm).
Hier werden also ebenfalls die wirtschaftlichen Folgen der
Schädigung in die unterhaltsrechtliche Prüfung einbegozen.

Sie sind ferner von Belang für die Frage, ob die Pfändung

einer Rente zulässig ist (5 54 Abs 5 Nr 1 SGBI iVm 55 850 ff
der Zivilprozeßordnung; 5 54 Abs 2 und Abs 5 Nr 2 SGB I;

zur Pfändbarkeit einer Grundrente vgl BSGE 48, 217 ff = SozR

1200 5 54 SGB I Nr 5 sowie BT-Drucks 7/868 S 52). Diese Recht-

sprechung stellt somit auf die gesamten wirtschaftlichen Ver-

hältnisse des Versorgungsberechtigten ab, also auch auf den

schädigungsbedingten Mehrbedarf einerseits und auf die wegen
‚dieses Mehrbedarfs gewährte Beschädigten—Grundrente ander-

seits. Die Berücksichtigung der gesamten wirtschaftlichen Vera

whältnisse bei der Beurteilung der unterhaltsrechtlichen Vor—

fragen im Rahmen der 55 1265, 1266 RVO zeigt sich besonders
deutlich bei der.ebenfalls vom BSG als rechtmäßig angesehenen

Zurechnung des Blindengeldes zu den dem Familienunterhalt

dienenden Einnahmen (SozR 2200 5 1266 RVG Nr 7). An diese

Rechtsprechung knüpfte der 11. Senat des BSG an, der die Grunde

rente zu den Nebeneinkünften eines landwirtschaftlichen Unter-

nehmers iS des 5 2 Abs 1 Nr 2 des Gesetzes über die Kranken—

versicherung der Landwirte in der bis 50. Juni 1980 geltenden

Fassung zählte (SozR 5420 5 2 KVLG Nr 8; Urteil vom 10. Sep—

tember 1980 — 11 RK 1/80 —). Nach Hinweis darauf, daß die An-
rechnung von Einkommen stets von der jeweiligen Vorschrift

her zu bestimmen ist, entnimmt der 11. Senat dem Wortlaut und

dem Sinn des 5 2 KVLG aF, daß hier alle Einnahmen, die zur
Deckung des Lebensbedarfs eingesetzt werden können, zu berück-

sichtigen sind, zB auch der Pauschbetrag für Kleiderverschleiß

(Urteil vom 10. September 1980 aaO).

Eine so umfassende Berücksichtigung der wirtschaftlichen Ver-

hältnisse ist bei der Festsetzung des Grundlehnee eine frei—

_ 40 -
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willig Versicherten nicht gerechtfertigt. Das hat der er-

kennende Senat bereits wiederholt zu 5 515a RVOentschieden.
Diese Vorschrift, die durch die Neufassung des 5 515 RVO

bedeutungslos geworden und daher weggefallen ist (Art 1 5 1
Nr 24 KVKG), sah die Neueinstufung eines freiwillig Weiter-
versicherten entsprechend seinen Einkommensverhältnisseh

vor, die Versetzung in eine höhere Klasse oder Stufe je-

doch nur, wenn die bisherigen Beiträge des Versicherten in

einem erheblichen Mißverhältnis zu seinem Gesamteinkommen

und zu den ihm im Krankheitsfall zu gewährenden Kassen-

leistungen standen. Unter den "Einkommensverhältnissen"

und dem gleichbedeutenden "Gesamteinkommen" iS dieser Vor—

schrift (nicht 18 des jetzt geltenden 5 15 SGB IV, der eine
andere Bedeutung hat!) verstand der Senat zwar die gesamte

wirtschafltiche Lage des Versicherten, jedoch mit der Ein—

schränkung, daß die besonderen Verhältnisse des Versicher-

ten nur insoweit zu berücksichtigen waren, als nach Gesetz

oder Satzung solche Besonderheiten Unterschiede in der
Beitragshöhe zur Folge hatten (BSGE 57, 127, 129 = SozR 2200

@ 515a EVO Nr 1 mwN). Insbesondere durfte nach Auffassung
des Senats weder der Gesundheitszustand noch der Familien—

stand berücksichtigt werden, weil sich diese Verhältnisse

gemäß dem SolidaritätsPrinzip in der gesetzlichen Kranken-

versicherung grundsätzlich nicht in der Beitragsbemessung

niederschlagen (BSGE aaO; vgl auch die damit übereinstim—
menden Entscheidungen anderer Senate des BSG: BSGE 42, 49

ff = SOZR2200 5515a1h35} SozR 2200 5 515a Nr 6). Gleiches
muß auch für 5 180 Abs 4 Satz 1 BVD nF gelten, der nun den
Grundlohn und damit auch die Beitragsverpflichtung für alle

freiwillig Versicherten regelt und für die freiwillig Wei-
terversicherten an die Stelle des @ 515a RVO getreten ist

(BSG SozR 2200 5 180 RVG Nr 4). Daraus folgt für den vor-
liegenden Fall, daß die schädigungsbedingten Mehraufwen—

dungen nicht die für die Beitragsverpflichtung (die Grundlohn-
höhe) maßgebende wirtschaftliche Lage des Versicherten mit—
bestimmen, denn die Kriegsbeschädigung ist nach dem Gesetz
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ohne Einfluß auf die Beitragshöhe. Dann ist es aber auch nicht

gerechtfertigt, die dem Versicherten zum Ausgleich der schädi—

gungsbedingten Mehraufwendungen zufließenden Leistungen dem

Grundlohn zuzurechnen.

Die Spitzenverbände der Krankenkassen vertreten im Grundsatz

keine abweichende Ansicht. In ihrem gemeinsamen Rundschreiben

vom27. Mai 1980 (DOK1980, 625) beschreiben sie die "Einnahmen
zum Lebensunterhalt" als Einnahmen, die zur Bestreitung des Le-

bensunterhalts bestimmt sind. Zu diesen Einnahmen rechnen sie

nicht die Bezüge aus öffentlichen Mitteln, die wegen eines krank“

heitsbedingten, behinderungsbedingten oder aus anderen Gründen

unabweisbaren Mehrbedarfs gewährt werden, zB Pflegegeld und
Pflegezulage, Mehrbedarfszulagen nach dem Bundessozialhilfege—

setz, Diätzulagen, Blindenhilfe, Kleiderverschleißpauschale nach

dem BVG, Leistungen nach dem Gesetz über die Errichtung einer

Stiftung "Hilfswerk für behinderte Kinder". Dagegen zählen sie

die Beschädigten—Grundrente dazu, weil das BSG diese Renten

- ungeachtet ihrer besonderen Zweckbestimmung und ihrer Nicht—

anrechnung auf sonstiges Einkommen und andere Sozialleistungen —
als Einnahmen für den Lebensunterhalt der Familie gewertet ha—
be (Vgl Besprechungsergebnis der SpitZenverbände der Kranken—

kassen vom 28./50. August 1978 in DOK 1979, 111). Sie nehmen

dabei Bezug auf die Rechtsprechung des BSGzu 5 1266 RVG, die
aber, wie dargelegt, die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ver—

sicherten in einem umfassenderen Sinne, als es bei 5 180 Abs 4

Satz 1 EVO zulässig ist, zu berücksichtigen hatte.

Eine Berücksichtigung der Beschädigten—Grundrente bei der Er-

mittlung des Grundlohns nach 5 180 Abs 4 RVO ist schließlich
auch dann nicht gerechtfertigt, wenn man statt auf die Zweckbe—

stimmung auf die Verwendung der Grundrente abstellt. Dabei

kann es jedoch weder auf die tatsächliche Verwendung_im Einzel—
fall noch auf die abstrakte Verwendungsmöglichkeit ankommen.

Die Verwendung der Grundrente im Einzelfall ist einer Über—
prüfung und Einflußnahme durch den Krankenversicherungsträger
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entz0gen. Ohne Beachtung ihrer konkreten Zweckbestimmung

wäre die Grundrente als Geldbezug zwar für den allgemeinen

Lebensunterhalt verwendbar, eine solche dem allgemeinen

Lebensunterhalt vorbehaltene Verwendung entspräche aber

nicht, wie dargelegt, der Absicht des Gesetzes; sie kann

daher nicht der Auslegung des Gesetzes zugrunde gelegt

werden. Es kann daher nur die Bedeutung der Grundrente für

die wirtschaftliche Lage eines Beschädigten gewürdigt werden.

Soweit die Grundrente für schädigungsbedingte Mehraufwen—

dungen benötigt wird, stellt sie den Kriegsversehrten im

Vergleich zu einem gesunden Versicherten bei sonst gleichen

Einkommensverhältnissen in wirtschaftlicher Hinsicht nicht

besser, sie beseitigt oder mindert nur die schädigungsbe—

dingte wirtschaftliche Schlechterstellung. Es ist daher

lediglich Stellung zu nehmen, wie es sich verhält, wenn
der durch die Schädigungsfolgen verursachte Mehraufwand nicht

die ganze Grundrente in Anspruch nimmt. Für eine solche

Möglichkeit sprechen vor allem die Höhe der Grundrente (im

Jahre 1979 von 429,-- DM bei einer MdE um 50 vH bis DM

674,——bei Erwerbsunfähigkeit) und der ihr - allerdings nicht
unbestritten — zugesprochene Zweck, auch einen immateriellen

Schaden finanziell zu entschädigen (zu letzterem bejahend

Krasney, Zeitschrift für Sozialreform - ZSR —, 1975, 681 ff,

verneinend BVerfGE 17, 58, 45 ff). Aber auch wenn man unter-

stellt, daß ein Teil der Grundrente allgemeinen Unterhalts-

bedürfnissen zur Verfügung steht, ist eine entsprechende Zu-

ordnung zum Grundlohn abzulehnen. Abgesehen davon, daß sich

der schädigungsbedingte Mehrbedarf nicht nach einem allge—

meinen Maßstab feststellen läßt und es daher auch nicht mög—

lich ist, die Grundrente in einen Betrag für die besonderen

Aufwendungen des Beschädigten und in einen anderen Betrag
für den allgemeinen Lebensbedarf aufzuteilen, ist zu berück-

sichtigen, daß die durch die Kriegsversehrtheit gegebene
körperliche Beeinträchtigung eine ergänzende Gestaltung

der Lebensführung (zB auf dem Gebiete der Erholung und der
Freizeitgestaltung) wünschenswert und gerechtfertigt er-
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scheinen läßt. So wird es die Grundrente dem Beschädigten er—
möglichen, auch nichtwirtschaftliche Nachteile teilweise aus-
zugleichen. Einen solchen Versicherten nur deshalb zu einer

höheren Beitragsleistung heranzuziehen, weil er eine Beschä-

digten—Grundrente nach dem BVG erhält, wäre,*wie bereits aus-
geführt, mit dem Solidaritätsprinzip der gesetzlichen Kranken—

versicherung nicht in Einklang zu bringen.

Der Senat kann die Frage unentschieden lassen, ob die Grund-

rente eines Hinterbliebenen ebenfalls keine EinnahmezumLe-
bensunterhalt iS des-5 180 Abs 4 BVD ist, Es ist nicht zwingend,
die Grundrenten der Beschädigten und der Hinterbliebenen in

dieser Hinsicht gleich zu behandeln. Die Hinterbliebenen-Grund—

rente dient zumindest nicht in gleicher Weise wie die Beschä-
digten—Grundrente dem Zweck, einen schädigungsbedingten Mehr—

bedarf auszugleichen. Für die hier aufgeworfene Frage erscheint

auch nicht ohne Bedeutung, daß Grundrenten bei der Feststellung

des Berufsschadensausgleiches nach 5 50 Abs 41uu1dea Schadens—

ausgleiches nach—5,40a Abs 2 BVG unterschiedlich behandelt

werden (vgl im übrigen hinsichtlich der unterschiedlichen Be—
handlung der Grundrenten von Beschädigten und Hinterbliebenen:

BSG SozR Nr 6 zu 5 450 AVAVG; BVerWGE 19,'1QB, 201; BVerwG

Buchholz 456.0 5 90 BSHG Nr }; BVerwG FESV 45 - 1967 — 241

= Verszpr 18 - 4968- 254; Scheffler BABi'4966, 722; Rohwer—
Kahlmann, ZSR 4968, 577; Wilke/Wunderlich, BVG, Komm 4. Aufl,

Erläuterungen zu 5 40).

Die Revision war aus diesen Gründen zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichts—
gesetzes. '“'
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